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Niedersächsisches Finanzgericht

Urteil

vom

5. Oktober 1999

Az.: 8 K 6/98

Stichwort: Umfang des steuerfrei entnommenen Grund und Bodens bei Abwahl der Nutzungswertbesteuerung durch einen Landwirt.

Niedersächsisches Finanzgericht

Az.: 8 K 6/98

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit 

1. 

2. 

Kläger,

Proz.-Bev. zu 1-2: 

1. 

2. 

gegen

Finanzamt 

Beklagter,

wegen

Einkommensteuer 1990 und 1991

hat das Niedersächsische Finanzgericht - 8. Senat -  nach mündlicher Verhandlung in der Sitzung vom 05. Oktober 1999, an der mitgewirkt haben:

1. Vorsitzender Richter am Finanzgericht 

2. Richterin am Finanzgericht 

3. Richterin am Finanzgericht 

4. ehrenamtliche Richterin Architektin und 

5. ehrenamtliche Richterin Sparkassenangestellte 

für Recht erkannt: 

Unter Änderung der Einkommensteuerbescheide 1990 und 1991 in der Fassung vom 24. März 1999 wird die Einkommensteuer 1990 mit 2.266 DM und die Einkommensteuer 1991 mit 1.898 DM festgesetzt.

Der Beklagte trägt die Kosten.

Die Revision wird zugelassen.

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe der zu erstattenden Kosten abwenden, wenn nicht die Kläger zuvor Sicherheit in entsprechender Höhe leisten.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil ist die   R e v i s i o n   zugelassen worden.

Die Revision ist durch einen Rechtsanwalt, Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer einzulegen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte, welche die Befähigung zum Richteramt besitzen, vertreten lassen. Die Revision muss innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich beim Niedersächsischen Finanzgericht in Hannover, Hermann-Guthe-Str. 3, eingegangen sein und spätestens innerhalb eines weiteren Monats begründet werden. In der Revision ist das angefochtene Urteil anzugeben. Die Revision oder die Revisionsbegründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, die den Mangel ergeben. Die Frist für die Revisionsbegründung kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag durch den Vorsitzenden des zuständigen Senats des Bundesfinanzhofs verlängert werden.

Im Übrigen wird auf die Vorschriften der §§ 118 bis 121 Finanzgerichtsordnung (FGO) und Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanzhofs verwiesen.

Anschrift des Finanzgerichts:

Hausadresse: Niedersächsisches Finanzgericht

Hermann-Guthe-Str. 3

30519 Hannover

Telefax: (0511) 84 08 - 499

Tatbestand:

Streitig ist, in welchem Umfang Grund und Boden bei Verzicht auf die Nutzungswertbesteuerung steuerfrei entnommen werden kann.

Der Kläger war in den Streitjahren Eigentümer eines landwirtschaftlichen Betriebes in A                    . Seinen Gewinn ermittelte er durch Betriebsvermögensvergleich gem. § 4 Abs. 1 Einkommensteuergesetz (EStG). In seiner mit der Einkommensteuererklärung für 1990 eingereichten Bilanz für das Wirtschaftsjahr 1990/91 wies der Kläger den Abgang des von ihm und seiner Familie genutzten Wohngebäudes nebst dazu gehörigem Grund und Boden (unter Zugrundelegung einer Fläche von 2.200 qm) aus. Mit Schreiben vom 14. Mai 1997 (im Einspruchsverfahren) erklärte der Kläger, die Abwahl der Nutzungswertbesteuerung sei zum 31. Dezember 1990 erfolgt.

 Das Grundstück                      , auf dem sich das Wohnhaus des Klägers befindet, ist ein einheitliches Flurstück               und liegt im Ortskern von A                                   . Auf dem nördlichen Teil des Grundstücks befinden sich das Wohnhaus nebst Ziergarten, Schuppen/Waschküche und eine längliche Scheune. Durch einen Durchgang zwischen Hofgebäude und Scheune gelangt man zum südlich gelegenen Gartenteil des Grundstücks. Der östliche Teil des Gartens ist Obst- und Gemüsegarten, der westliche Teil ist überwiegend Rasenfläche mit einem kleinen Bereich für Hühner. Das Grundstück grenzt nur nördlich an die öffentliche      Straße an. Der westliche Gartenteil grenzt in einer Länge von ca. 6 m an einen der Grundstücksnachbarin H                gehörenden ein bis zwei Meter breiten Grundstücksstreifen an, an den sich ein öffentlicher Weg                                                                       anschließt. Im Übrigen ist der Gartenteil des Grundstücks von anderen bebauten Grundstücken umgeben, die nicht dem Kläger gehören. Der Kläger hat kein Wegerecht an dem Grundstücksstreifen der Frau H   . Ein früheres Wegerecht des Klägers an den Flurstücken                        des Weges erstreckte sich nicht bis zum Gartenteil, sondern nur bis zur rückwärtigen Einfahrt in die Scheune des Klägers.

In dem aus dem Jahre 1982 stammenden Flächennutzungsplan der Gemeinde H           ist das Grundstück als Dorfgebiet ausgewiesen. 

In den dem Gericht ab dem Wirtschaftsjahr 1977/78 vorliegenden Bilanzen sind das Wohngebäude und der Grund und Boden (einschließlich der in dem Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 1990/91 entnommenen Flächen) als Betriebsvermögen angesetzt. Im Betriebsvermögensverzeichnis Grund und Boden per 1. Juli 1970 sind für das Flurstück      Hofflächen von 2.103 qm und 1.000 qm und landwirtschaftliche Flächen von 579 qm aufgeführt. In dem am 24. Oktober 1974 ausgefertigten Katasterauszug sind für das Grundstück Bockstraße 5 die Hof- und Gebäudeflächen mit 2.103 qm und das Gartenland mit 1.579 qm ausgewiesen.

In dem Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 1990/91 behandelte der Kläger den sich aus der Entnahme des Wohnhauses und des Grund und Bodens ergebenden Gewinn als steuerfrei. Die Einkommensteuererklärungen gingen beim Finanzamt (FA) in den Jahren 1992 (für 1990) und 1993 (für 1991) ein. In den unter Vorbehalt der Nachprüfung stehenden Einkommensteuerbescheiden vom 10. August 1992 für 1990 und vom 6. September 1993 für 1991 setzte das FA zunächst die erklärten Gewinne aus Land- und Forstwirtschaft an.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung (Bp.) für die Jahre 1992 bis 1994 vertrat das FA die Auffassung, der zur Wohnung gehörende Grund und Boden sei nur mit 1.400 qm (Wohnhaus und Ziergarten) als angemessen anzusehen. Der sich aus der Entnahme des restlichen privat genutzten Grundstücks (800 qm, d.h. die westliche Gartenfläche) ergebende Gewinn (DM 88.000) sei steuerpflichtig (vgl. Tz. 34 und Anl. 5 des Bp.-Berichtes vom 13. November 1996). Entsprechend änderte das FA die Einkommensteuerbescheide gem. § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) mit Bescheiden vom 2. Dezember 1996 für 1990 und vom 27. Januar 1997 für 1991. 

Dagegen richtet sich die Klage nach erfolglosem Einspruchsverfahren. Zur Ermittlung des Verkehrswertes der Gartenfläche auf den 31. Dezember 1990 legten die Kläger ein Gutachten des Sachverständigen     G      vom 15. Januar 1997 vor. Der Sachverständige stellte in seinem Gutachten u.a. fest, die zu bewertende Gartenfläche sei unerschlossen. Für eine Bebauung bedürfe es eines Bebauungsplans. Nach Auskunft aus dem Bauplanungsamt sei in naher Zukunft nicht mit der Erstellung eines Bebauungsplanes zu rechnen. Somit sei eine Erschließung unsicher. Die Fläche sei nach                 daher als Bauerwartungsland einzustufen. Sie sei als typisches Hinterland anzusprechen. 

Im Verlaufe des Klageverfahrens haben sich die Beteiligten bei einer Ortsbesichtigung am 3. November 1998 über den (zuvor  streitigen) Umfang der entnommenen Flächen (Wohnhaus und Ziergarten 588 qm, Schuppen/Waschküche 170 qm, Gartenland 1.442 qm, gesamt 2.200 qm) sowie darüber verständigt, dass der Sachverständige G      den Wert der Restfläche des Gartenlandes zum Stichtag 1990 zutreffend mit DM 55/qm ermittelt hat. Entsprechend dieser Verständigung hat das FA die Einkommensteuerbescheide mit Bescheiden vom 24. März 1999 geändert, welche von den Klägern zum Gegenstand des Klageverfahrens gemacht worden sind.

Anlässlich einer weiteren Besichtigung des Grundstücks am 12. August 1999 haben sich die Beteiligten ferner darüber verständigt, dass der Kläger seit Beginn der landwirtschaftlichen Nutzung an das Gartengrundstück im Wesentlichen, so wie auch heute noch, genutzt hat.

Die Beteiligten streiten nunmehr noch darum, ob die übersteigende Fläche des Gartens (800 qm) steuerfrei oder steuerpflichtig entnommen worden sind. 

Die Kläger machen geltend, sie hätten den gesamten Obst- und Gemüsegarten stets, sowohl vor als auch nach dem 31. Dezember 1990 als Garten benötigt und als solchen genutzt und entsprechend angelegt. Auf ihr vom FA angeführtes Alter von 68 bzw. 73 Jahren zum Zeitpunkt der Entnahme und die Vermutung des FA, dass sie für ihren alleinigen Bedarf eines Obst- und Gemüsegartens in dieser Größe nicht mehr bedurft hätten, komme es nicht an. Im Übrigen betrieben sie in dem beanspruchten Hausgarten keinen intensiven Erwerbsgartenbau. Das Gartenland entspreche in seiner Anlage, seiner Einteilung (Laube, Rasen, Grabegarten und Obstgarten) und in seinem Pflanzen- und Baumbestand den ortsüblichen, in landwirtschaftlichen Betrieben üblicherweise anzutreffenden Hausgärten.

Maßgeblich für die Beurteilung seien nicht die Gartengrößen angrenzender Wohngebäude, sondern die Größe der in landwirtschaftlichen Betrieben üblicherweise anzutreffenden Hausgärten. Entscheidend seien die örtlichen Verhältnisse bei landwirtschaftlichen Wohngebäuden. Die Gärten der beiden sich im näheren Umkreis des Grundstücks befindlichen Grundstücke der Landwirte B      und H    seien mindestens so groß wie der Garten des Klägers, wobei der Landwirt B         auf seinem früher als Grabeland genutzten Bereich mittlerweile eine privat genutzte Reithalle mit Reitplatz gebaut habe.

Eine andere Nutzung des Gartens, insbesondere durch Bebauung, sei weder möglich noch beabsichtigt. Eine Zuwegung zu dem Gartengrundstück sei nur über die (nördlich gelegene) Hoffläche des Klägers möglich. Die Schaffung eines genügend breiten Weges setze unzumutbaren Aufwand, nämlich den Abbruch des Geräteschuppens und die Beseitigung der unter der Durchfahrt gelegenen, für eine Durchfahrt nicht ausreichend verfestigten früheren Dungstätte, voraus. Eine Zuwegung des Grundstücks über den der Nachbarin H      gehörenden Grundstücksstreifen zum westlich gelegenen erst 1996 öffentlich gewordenen Weg                    komme nicht in Betracht, weil Frau H         weder mit einem Nutzungsrecht noch mit einem Verkauf ihres Grundstücksstreifens einverstanden sei. Folglich sei das in Rede stehende Gartenland des Klägers weder am 31. Dezember 1990 noch später für potentielle fremde Käufer zu erschließen. Dass eine Bebauung vom Kläger weder beabsichtigt noch möglich sei, zeige auch die Tatsache, dass seit dem 31. Dezember 1990 mehr als acht Jahre vergangen seien, ohne dass sich an dem Gartengrundstück Änderungen hinsichtlich der Nutzung ergeben hätten.

Die vom FA angenommene Grenze von höchstens 1.000 qm für die steuerfreie Entnahme des dazugehörigen Grund und Bodens entspreche weder der Auffassung des Bundesministers der Finanzen (BMF) in seinen Verwaltungsanweisungen noch dem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 24. Oktober 1996 (IV R 43/95, BStBl II 1997, 50 ff.) und sei nur eine Aufgriffsgrenze. Soweit der BFH in dem Urteil nur die steuerfreie Entnahme zur Wohnung dazugehörenden Grund und Boden in angemessenem Umfang bejaht und zur Begründung u.a. auf § 6 Abs. 1 Nr.4 Satz 4 EStG i.d.F. des Wohnungsbauförderungsgesetzes verwiesen habe, sei zu berücksichtigen, dass § 6 Abs. 1 Nr. 4 Setz 4 EStG anderen Zwecken, nämlich der Schaffung neuen Wohnraums und deshalb der steuerfreien Entnahme des dafür erforderlichen (angemessenen) Grund und Bodens gedient habe.

Demgegenüber werde im Zusammenhang mit § 52 Abs. 15 EStG keine Entnahme von Gebäuden und Flächen, sondern die Abwahl der Nutzungswertbesteuerung gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 bzw. § 13 a Abs. 4 EStG dem FA erklärt. Gesetzliche Rechtsfolge sei allerdings die Entnahme der der landwirtschaftlichen Nutzungswertbesteuerung unterliegenden Wohnung und des dazugehörigen Grund und Bodens. Deshalb müsse sich der zur Wohnung dazugehörende Grund und Boden i.S.d. § 52 Abs. 15 EStG aus den Regelungen zur landwirtschaftlichen Nutzungswertbesteuerung der §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 13 a Abs. 3 Nr. 4 EStG definieren. Insoweit sei der dazugehörende Grund und Boden derjenige, der bisher den privaten Wohnzwecken des Betriebsleiters oder Altenteilers zugeordnet gewesen und in die Nutzungswertbesteuerung nach §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 bzw. 13 a Abs. 3 Nr. 4 EStG mit einbezogen worden sei.

Mit der Formulierung „dazugehörend“ in § 52 Abs. 15 EStG habe der Gesetzgeber einen Begriff gewählt, der den unterschiedlichen Wohnverhältnissen der Land- und Forstwirte im Bundesgebiet gerecht werde, so dass die jeweils individuellen Verhältnisse bei einer Entnahme zu berücksichtigen seien. Der Gesetzgeber habe damit keine typisierende, sondern eine individuelle Betrachtung nach den Verhältnissen des Einzelfalles erreichen wollen, um bei dem Ende der Nutzungswertbesteuerung steuerliche Belastungen zu vermeiden.

Dem entspreche, dass bei Einführung der Bodengewinnbesteuerung ab 1. Juli 1970 die in einem einheitliche Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit der Betriebsleiter- oder Altenteilerwohnung stehenden privat genutzten Flächen unabhängig von ihrer Größe als Anlagevermögen hätten bilanziert werden müssen. Daher sei damals auch die heute streitige Fläche als Betriebsvermögen in die Bilanz aufgenommen worden. Wolle das FA nunmehr die zur Wohnung dazugehörende Grund- und Bodenfläche geringer ansetzen, sei die Bilanz hinsichtlich der übersteigenden privat genutzten Gartenflächen im ersten offenen Jahr erfolgsneutral zu berichtigen.

Die Kläger beantragen,


die Einkommensteuer 1990 auf 2.266 DM und die Einkommensteuer 1991 auf 1.898 DM festzusetzen.

Der Beklagte beantragt,


die Klage abzuweisen.

Der Umfang des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens i.S.d. § 52 Abs. 15 EStG bestimme sich nach den tatsächlichen Verhältnissen zum Entnahmezeitpunkt sowie nach der künftigen Nutzung. Dabei handele es sich jedoch nur um die für die private Nutzung erforderlichen und üblichen Flächen in angemessenem Umfang. Es sei die bewertungsrechtliche Grenze von 1.000 qm für über bebaute Flächen hinaus zu berücksichtigende Zubehörflächen anzuwenden. Die darüber hinaus privat genutzten Teile des Grund und Bodens könnten selbst dann nicht steuerfrei entnommen werden, wenn sie im Entnahmezeitpunkt als Hausgarten genutzt würden. Im Streitfall habe das FA als zur Wohnung gehörend den an das Wohnhaus angrenzenden Ziergarten sowie den Obst- und Gemüsegarten mit einer Gesamtfläche von 1.400 qm und damit bereits erheblich mehr als in der Aufgriffsgrenze von 1.000 qm vorgesehen berücksichtigt. Der danach noch verbleibende Teil des Grund und Bodens von insgesamt 800 qm, der den erforderlichen und üblichen Teil überstiegen habe, sei steuerpflichtig zum Zeitpunkt des Wegfalls der Nutzungswertbesteuerung zu entnehmen gewesen. Nach der Lebenserfahrung sei nicht nachvollziehbar, dass die Kläger angesichts ihres Alters für ihren alleinigen Bedarf eines Obst- und Gemüsegartens von dieser Größe bedürften. Andererseits sei, unabhängig von dem Nutzungs- und Funktionszusammenhang im Zeitpunkt des Wegfalls der Nutzungswertbesteuerung, in erster Linie auf den Umfang der für die künftige Wohnungsnutzung erforderlichen üblichen Zubehörflächen (nur in einem für die Vermietung angemessenen Umfang) abzustellen.

Auch die weiter angeführte fehlende Wegeberechtigung stelle keinen Nachweis dafür dar, dass der Obstgarten nur über den vorderen Teil des Grundstücks habe erreicht werden können. Im Flurstück         befinde sich eine Straße, an der bereits mehrere Häuser errichtet worden seien. Zudem sei bei nicht nur geringfügigem Überschreiten des angemessenen Umfangs (d.h. mehr als 10 % von 1.000 qm) insgesamt ein strenger Maßstab bei der Überprüfung der Entnahme anzulegen.

Zum Wegerecht haben die Kläger darauf verwiesen, dass der an den Garten grenzende Teil des Weges                   schon immer ein Privatweg der Frau H      gewesen sei. 

Wegen des weiteren Sachverhalts und Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der für die Kläger beim FA geführten Steuerakten einschließlich der Einheitswertakte, der im Klageverfahren geführten Schriftsätze, das Gutachten des Sachverständigen     G        vom 15. Januar 1997, das Protokoll der Berichterstatterin über die Besichtigung vom 12. August 1999 und der mündlichen Verhandlung Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Die Klage ist begründet. Der vom Kläger in seinem Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 1990/91 ausgewiesene Abgang Grund und Boden, dem eine Fläche von 2.200 qm zugrunde liegt, ist zur Wohnung des Klägers dazugehörender Grund und Boden i.S.d. § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG. 

Gem. § 52 Abs. 15 Sätze 1 und 2 EStG ist u.a. § 13 Abs. 2 Nr. 2 EStG – wonach zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft auch der Nutzungswert der Wohnung des Steuerpflichtigen gehört – letztmals für den Veranlagungszeitraum 1998 anzuwenden, wenn die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13 Abs. 2 Nr. 2 EStG im Veranlagungszeitraum 1986 erfüllt waren (wie im Streitfall). Der Steuerpflichtige kann gem. § 52 Abs. 15 Satz 4 EStG für einen Veranlagungszeitraum nach dem Veranlagungszeitraum 1986 unwiderruflich beantragen, dass § 13 Abs. 2 Nr. 2 EStG ab diesem Veranlagungszeitraum nicht mehr angewendet wird. In diesem Fall gelten die Wohnung des Steuerpflichtigen sowie der dazugehörende Gund und Boden gem. § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG zu dem Zeitpunkt als entnommen, bis zu dem § 13 Abs. 2 EStG letztmals angewendet wurde. Der Entnahmegewinn bleibt gem. § 52 Abs. 15 Satz 7 EStG außer Ansatz.

Im Streitfall hat der Kläger durch den Ausweis des Abgangs des Wohngebäudes  und des entsprechenden Grund und Bodens in seinem Jahresabschluss für 1990/91 und durch seine Klarstellung im Einspruchsverfahren (Schreiben vom 14. Mai 1997) die Nutzungswertbesteuerung zum Ende des Veranlagungszeitraums 1990 abgewählt.

Der im Jahresabschluss als Abgang ausgewiesene Teil des Grund und Bodens gehörte zuvor zum Betriebsvermögen des Klägers. Zum Betriebsvermögen gehören die Wirtschaftsgüter, die dazu bestimmt sind, dem Betrieb zu dienen. Da zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gem. §13 Abs. 2 Nr. 2 EStG auch der Nutzungswert der Wohnung des Steuerpflichtigen (einschließlich des dazugehörenden Grund und Bodens) gehörte, waren das Wohngebäude als auch der dazugehörige Grund und Boden während der Geltung der Nutzungswertbesteuerung notwendiges Betriebsvermögen, und zwar unabhängig der Einführung der Bodengewinnbesteuerung im Jahr 1970. Gem. § 4 Abs. 1 Satz 5 EStG in der bis einschließlich 1969 geltenden Fassung blieb „der Wert des Grund und Bodens, der zum Anlagevermögen gehört“, lediglich „außer Ansatz“, so dass damals der Grund und Boden nicht in der Bilanz ausgewiesen wurde. Die Regelung in § 4 Abs. 1 Satz 5 EStG i.d.F. bis 1969 setzte ausdrücklich voraus, dass der Grund und Boden zum Anlagevermögen gehörte. Die Aufnahme in das Bestandsverzeichnis auf den 1. Juli 1970 und die entsprechende nachfolgende Bilanzierung hatte nicht konstitutive, sondern nur deklaratorische Bedeutung, d.h. der bereits vorher zum Betriebsvermögen als Anlagevermögen gehörende Grund und Boden wurde lediglich erstmals ausgewiesen. 

Soweit unter Zugrundelegung des heutigen von der Finanzverwaltung vertretenen Maßstabs von in der Regel höchstens 1.000 qm des zur Wohnung dazugehörenden Grund und Bodens ab 1970 weitergehende Flächen vom Kläger bilanziert worden sind,  folgt die Eigenschaft zum Betriebsvermögen aus der Bilanzierung.  Sowohl vor als auch nach 1970 konnte das ganze Grundstück als Betriebsvermögen behandelt werden, wenn es mehr als zur Hälfte die Voraussetzungen für die Behandlung als Betriebsvermögen erfüllte (vgl. Abschn. 14 Abs. 5 EStR 1969 und EStR 1972, Abschn. 14 Abs. 4 EStR 1984, in den Fassungen bis zur Aufgabe der Nutzungswertbesteuerung). Dies galt auch dann, wenn der übrige Grundstücksteil ganz oder teilweise eigenen Wohnzwecken diente (vgl. die Hinweise auf die BFH-Rechtsprechung in den EStR). Diese Voraussetzungen lagen im Streitfall vor, wie sich aus den in den Bilanzen ausgewiesenen Werten für den Grund und Boden im Verhältnis zum Wert für das Wohngebäude und den anteiligen Grund und Boden ergibt. Dementsprechend hatte der Kläger nicht nur den Nutzungswert seiner Wohnung als Ertrag erfasst, sondern auch die Kosten für das gesamte Grundstück als Betriebsausgaben abgezogen. Eine steuerfreie „Entnahme“ (Ausbuchung) im Wege der Bilanzberichtigung ist deshalb nicht möglich. Auf die Ausweise im Bestandsverzeichnis und im Katasterauszug kommt es nicht an.

Der Gewinn aus der Entnahme des Grund und Bodens von 2.200 qm bleibt jedoch außer Ansatz, weil dieser Grund und Boden zur Wohnung des Klägers dazugehört. Was i.S.d. § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG als „dazugehörend“ zu verstehen ist, ist umstritten. Der BFH hat mit Urteil vom 24. Oktober 1996 (a.a.O.) entschieden, der Umfang des zur steuerfrei entnommenen Wohnung dazugehörigen Grund und Bodens bestimme sich nicht ausschließlich nach dem vor der Entnahme bestehenden Nutzungs- und Funktionszusammenhang, der nur einen Anhaltspunkt für die Bestimmung des zugehörigen Grund und Bodens liefern möge. Entsprechend sähen die Verwaltungsanweisungen in Anlehnung an die bewertungsrechtlichen Regelungen vor, dass ein Hausgarten bis zur Größe von 1.000 qm zu den Hof- und Gebäudeflächen zähle. Dies sei indessen eine Nichtbeanstandungsgrenze. Die Regelung deute vielmehr darauf hin, dass der Gesetzgeber mit der Einbeziehung des dazugehörigen Grund und Bodens den Umfang der für die künftige Wohnungsnutzung erforderlichen und üblichen Zubehörflächen habe bestimmen wollen (ebenso auch Hiller in Lademann/Söffing/Brockhoff, Kommentar zum EStG, Rdz. 78 b), bb) zu § 13 EStG  und Kuhlmann in Frotscher, Kommentar zum EStG, Rdz. 88 zu § 13 EStG). Demgegenüber vertreten Seeger (Schmidt/Seeger, Kommentar zum EStG, 18. Aufl. 1999, Rdz. 190 Stichwort Grund und Boden zu § 13 EStG) und Kleeberg (Kirchhof/Söhn, Kommentar zum EStG, Rdz. D 37 zu § 13 EStG) die Auffassung, dass das Gesetz eine flächenmäßige Begrenzung nicht vorsehe und es auf den tatsächlichen funktionalen und dauernden Zusammenhang mit der Nutzung der Wohnung zum Entnahmezeitpunkt ankomme.

Das Gericht ist der Auffassung, dass 1.000 qm keine Obergrenze für die steuerfreie Entnahme des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens i.S.d. § 52 Abs. 15 EStG sind. Zwar sind Hausgärten gem. § 40 Abs. 3 Satz 2 Bewertungsgesetz (BewG) bis zur Größe von 10 a zur Hof- und Gebäudefläche zu rechnen. Diese Regelung ist jedoch typisierend für Zwecke der Bewertung erfolgt. Sie schließt nicht aus, dass es auch größere Hausgärten gibt. 

Der Gesetzgeber wollte die Besteuerung des Nutzungswerts der eigenen Wohnung aus dem Bereich der Einkunftserzielung herausnehmen. Die dem privaten Wohnen zuzurechnende Nutzung des dazugehörigen Gartens ist unabhängig von der bewertungsrechtlichen Zuordnung. Hätte der Gesetzgeber 1.000 qm als Höchstgrenze für den dazugehörenden Grund und Boden ansehen wollen, hätte er diese Grenze in § 52 Abs. 15 Sätze 6 und 7 EStG mit aufnehmen können. Die Kläger haben deshalb zu Recht darauf hingewiesen, dass es für die Prüfung der Zugehörigkeit auf die tatsächlichen Umstände des Einzelfalles ankommt. 

Eine Obergrenze von 1.000 qm lässt sich im Übrigen weder aus den BMF-Erlassen noch aus dem BFH-Urteil vom 24. Oktober 1996 herleiten. Nach Ziff. 4 des BMF-Schreibens vom 4. Juni 1997 (IV B 9-S 2135-7/97, BStBl I 1997, 630 f.) ist bei nicht nur geringfügiger Überschreitung der Grenze von 1.000 qm unter Anlegung eines strengen Maßstabs zu prüfen, ob eine Gartenfläche i.S.d. Tz. 2 und 3 des Schreibens, d.h. eine zur Wohnung gehörende Gartenfläche, vorliegt. Nach dem Urteil des BFH kommt es auf den Umfang der für die künftige Wohnungsnutzung erforderlichen und üblichen Zubehörflächen an.

Das Gericht ist der Auffassung, dass es – entgegen der Meinung der Kläger – bei der Feststellung des zur Wohnung dazugehörenden Grund und Bodens nicht ausschließlich auf die tatsächliche Nutzung des Grund und Bodens zum Entnahmezeitpunkt ankommt. Das FA hat zutreffend darauf hingewiesen, dass auch die zukünftige – mögliche – Nutzung zu berücksichtigen ist.

Im Streitfall ist der Senat davon überzeugt, dass die streitige Gartenfläche auf absehbare Zeit nicht anders, denn als Garten, genutzt werden wird, weil der Kläger das Grundstück seit Beginn der landwirtschaftlichen Nutzung an bis heute im Wesentlichen als zu seinem Wohnhaus gehörender Garten genutzt hat (darüber haben sich die Beteiligten verständigt) und eine Bebauung nach der Lage des Grundstücks als auch nach dem Flächennutzungsplan auf absehbare Zeit nicht denkbar ist. Anders als in dem vom BFH mit Urteil vom 24. Oktober 1996 entschiedenen Fall ist das Gartengrundstück des Klägers kein eigenständiges, jederzeit bebaubares Flurstück, das nur „noch“ als Garten genutzt wird. Die hintere Gartenfläche grenzt nicht an einen öffentlichen Weg. Eine Zuwegung durch Wegerecht über den nördlichen Teil des Grundstücks des Klägers würde weitere nicht unerhebliche Maßnahmen erfordern, um die Durchfahrt für Baufahrzeuge zu sichern (Verfestigung der Dungstätte, Abriss des Geräteschuppens). Auf die theoretische, jedoch bislang nicht praktisch umgesetzte Möglichkeit, dass der Kläger trotz entgegenstehender Äußerungen ein Wegerecht am Grundstücksstreifen der Nachbarin H        oder dieses Grundstück selbst erlangen könnte, kommt es nicht an; dabei ist auch zu berücksichtigen, dass seit mittlerweile neun Jahren keine Bebauung erfolgt ist. Dementsprechend hat der Sachverständige     G        in seinem Gutachten vom 15. Januar 1997, dem das FA bei der Festlegung des Verkehrswertes gefolgt ist, die streitige Gartenfläche als unerschlossen und als typisches Hinterland beurteilt.

Über die Höhe des außer Ansatz bleibenden Entnahmegewinns besteht kein Streit. Wegen der Berechnung der Einkommensteuer wird auf die den Beteiligten vorliegenden Probeberechnungen des FA vom 25. März 1999 Bezug genommen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO. Die Entscheidungen über die Vollstreckbarkeit beruhen auf den §§ 155 FGO, 708 Nr. 10, 711 Zivilprozessordnung.

Das Gericht lässt die Revision im Hinblick auf das Urteil des BFH vom 24. Oktober 1996 zu.

gez. 
gez. 
gez.
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